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ZP 11 - Urschrift und Ausfertigung eines Urteils (EU_CU_00.DOT)

Amtsgericht Darmstadt

Geschäfts-Nr.: 300 C 397/04
Es wird gebeten, bei allen Eingaben die
vorstehende Geschäftsnummer anzugeben

Verkündet am:
30.06.2005

Laugisch, Justizangestellte
Urkundsbeamtin-/beamter der Geschäftsstelle

U r t e i l
I m  N a m e n  d e s  V o l k e s

In dem Rechtsstreit

Holger Voss, Kärntner Str. 22, 48145 Münster, 
 Kläger

Prozessbevollmächtigte: Rechtsanwältin Käller-Leben und Kollegen, Hagenauer Str. 55, 
65203 Wiesbaden, Geschäftszeichen: 25/03/J/Ki

gegen

T-Online International AG  vertr.durch den Vorstand Thomas Holtrop, T-Online-Allee 1, 
64295 Darmstadt, 

 Beklagte

Prozessbevollmächtigter: Rechtsanwalt Dr. Wuermeling, Reuterweg 20, 
60323 Frankfurt am Main, Geschäftszeichen: 035317-0000

hat das Amtsgericht Darmstadt  durch den Richter am Amtsgericht Kirchhoff aufgrund der 
mündlichen Verhandlung vom 19.05.2005 für Recht erkannt:

1. Die Beklagte wird verurteilt, es zu unterlassen, die im Rahmen der Nutzung 

des Internetzugangs durch den Kläger diesem zugeteilten dynamischen    

IP-Adressen zu speichern, sobald diese nicht mehr für die Ermittlung der 

Abrechnungsdaten erforderlich sind.

2. Die Beklagte wird verurteilt, die ihr für die jeweilige Nutzung des Internetzu-

gangs durch den Kläger übermittelten sogenannten dynamischen              

IP-Adressen zu löschen, sobald daraus das Abrechnungssystem die für die 

Abrechnung erforderlichen Daten ermittelt hat.
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3. Die Beklagte wird verurteilt, die von ihr bisher im Rahmen der Nutzung des 

Internetzugangs durch den Kläger gespeicherten dynamischen IP-Adressen 

zu löschen, soweit sie zur Ermittlung der Abrechnungsdaten nicht mehr er-

forderlich sind.

4. Der Beklagten wird für jeden Fall der Zuwiderhandlung gegen das Gebot in 

Ziffer 1.) ein Ordnungsgeld bis zur Höhe von 100.000,-- €, ersatzweise Ord-

nungshaft bis zu 6 Monaten angedroht.

5. Im übrigen wird die Klage abgewiesen.

6. Die Kosten des Rechtsstreits werden gegeneinander aufgehoben.

7. Das Urteil ist gegen Sicherheitsleistung in Höhe von 5.000,-- € vorläufig voll-

streckbar.

8. Streitwert: 4.000,-- €.
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T a t b e s t a n d :

Der Kläger ist Kunde bei der Beklagten. Er hat einen Vertrag zur Nutzung des Inter-

nets mittels einer sogenannten Flatrate geschlossen. Bei dieser Vertragskonstellation 

kann der Kläger über einen speziellen Zugang der Beklagten das Internet nutzen und 

bezahlt hierfür lediglich ein pauschales monatliches Entgelt. Dieses Entgelt ist unab-

hängig davon, in welchem Umfang der Kläger den Zugang nutzt, auch welche Da-

tenmengen er aus dem Internet herunterlädt. Soweit der Kläger allerdings den Zu-

gang nicht über einen DSL-Anschluss, sondern über einen ISDN-Anschluss nutzt, 

entstehen minutenabhängige Gebühren. Ebenso sind weitere Kosten möglich, wenn 

Mitbenutzer eingerichtet werden. Hinsichtlich der Einzelheiten wird auf die Preisliste 

der Beklagten Bl. 36 f. der Gerichtsakte Bezug genommen. Der Internetzugang er-

folgt über eine Kombination von Leistungen des Telekommunikationsanbieters des 

Klägers, hier die Deutsche Telekom AG, und der Beklagten als Internetprovider. Der 

Kläger kann auch weitere von der Beklagten angebotene entgeltpflichtige Telediens-

te nutzen. Um die Leistung der Beklagten in Anspruch nehmen zu können, muss sich 

der Kläger zunächst über das Telekommunikationsnetz der Deutschen Telekom AG 

bei der Beklagten einwählen. Die Überprüfung der Berechtigung erfolgt auf einem 

sogenannten Radius-Server. Auf dem Radius-Server sind die jeweilige Kundenken-

nung und das jeweilige Passwort für alle berechtigten Nutzer gespeichert. Nach er-

folgreicher Authentifizierung vergibt der Radius-Server eine sogenannte dynamische 

IP-Adresse. Diese dient als Kennung zur Kommunikation mit den internen und den 

externen von der Beklagten angebotenen Diensten sowie der Nutzung des sonstigen 

Internets. Der Radius-Server selbst führt keine Abrechnung durch. Funktionsbedingt 

sind auf diesem Server keine weiteren Daten über die Nutzung hinterlegt. Die Nut-

zung kann deshalb nicht in ein Tarifmodell eingeordnet werden. Unter Angabe des 

verwendeten Zugangsweges überträgt der Radius-Server die Daten des jeweiligen 

Nutzungsvorgangs (Beginn, Ende, Zugangsweg und für die Nutzung zugewiesene 

IP-Adresse) zusammen mit allen anderen angefallenen Nutzungsvorgängen von 

Kunden der Beklagten an die Beklagte. Dies erfolgt in festgelegten Übertragungsin-

tervallen, d. h. innerhalb weniger Tage. Die Daten werden dann aufbereitet und an 

das Abrechnungssystem zur Verarbeitung übergeben. Erst nachdem die Nutzungs-

daten zur Abrechnung verarbeitet und anschließend geprüft sind, können die entgelt-

lichen und die unentgeltlichen Bestandteile erstmals voneinander getrennt werden. 
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Der Kläger ist der Auffassung, dass angesichts des vereinbarten Pauschaltarifs eine 

Speicherung von Abrechnungsdaten grundsätzlich unzulässig sei. Dies betreffe nicht 

nur die dynamischen IP-Adressen, sondern auch die Verbindungsdaten wie Datum 

und Uhrzeit und das Volumen der übertragenen Daten. 

Der Kläger beantragt,

1. Die Beklagte wird verurteilt, es zu unterlassen, die ihr im Rahmen der Nutzung 

des Internetzugangs durch den Kläger bekannt gewordenen Daten des Klä-

gers:

a) Beginn und Ende der einzelnen Verbindung (Datum und Uhrzeit)

b) das Volumen der übertragenen Daten durch den Kläger

zu erheben und auf Datenträgern jeglicher Art zu speichern.

2. Die Beklagte wird verurteilt, nach Beendigung der jeweiligen Nutzung des In-

ternetzugangs durch den Kläger alle Daten, die eine Verbindung zwischen der 

zugeteilten IP-Adresse und dem Kläger beziehungsweise dem technischen 

Zugang des Klägers herstellen, umgehend zu löschen.

3. Die Beklagte wird verurteilt, die ihr im Rahmen der Nutzung des Internetzu-

gangs durch den Kläger bereits bekannt gewordenen, erhobenen und gespei-

cherten Daten des Klägers:

a) Beginn und Ende der einzelnen Verbindung (Datum und Uhrzeit)

b) die jeweils zugeteilte IP-Adresse

c) das Volumen der übertragenen Daten

 zu löschen.

4. Der Beklagten wird angedroht, dass für jeden Fall der Zuwiderhandlung ein 

Ordnungsgeld bis zur Höhe von € 100.000,-- oder eine Ordnungshaft bis zu 

sechs Monaten, zu vollziehen an den Vorstandsmitgliedern, festgesetzt wird.
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Die Beklagte beantragt,

die Klage abzuweisen.

Sie ist der Auffassung, dass die Speicherung der dynamischen IP-Adressen bis zum 

Ablauf von 80 Tagen zulässig und auch notwendig sei. Zwar könne, nachdem die 

Daten über den Radius-Server in ihr Abrechnungssystem geleitet worden seien, eine 

Aufteilung in abrechnungspflichtige und abrechnungsfreie Nutzungswege und Zeiten 

erfolgen. Zur Vermeidung von Abrechnungsschwierigkeiten sei es allerdings notwen-

dig, die IP-Adressen weiterhin zu speichern, um Einwendungen der Nutzer hinsicht-

lich der Nutzung des Internets begegnen zu können und nachweisen zu können, 

dass die in Rechnung gestellten Beträge ordnungsgemäß abgerechnet worden sei-

en. Die Speicherung sei darüber hinaus auch notwendig, um Missbrauch zu überprü-

fen. Schließlich sei eine Speicherung auch nach § 9 BDSG erforderlich, um die Da-

tensicherheit insgesamt zu gewährleisten.

Die Beklagte hält das Amtsgericht nicht für zuständig, sondern ist der Auffassung, 

dass der Streitwert über 5.000,-- € liege, da die Umstellung ihres Abrechnungssys-

tems zu Millioneninvestitionen führen würde.

Hinsichtlich der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird auf die zwi-

schen den Parteien gewechselten Schriftsätze und von diesen überreichten Unterla-

gen Bezug genommen. Das Gericht hat amtliche Auskünfte des Bundesbeauftragten 

für den Datenschutz, des hessischen Beauftragten für den Datenschutz und des Re-

gierungspräsidenten Darmstadt eingeholt. Hinsichtlich des Ergebnisses der Stellung-

nahmen wird auf Bl. 116 ff., 167 ff. und Bl. 195 ff. der Gerichtsakte Bezug genom-

men.

E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e :

Die Klage ist zulässig, sie ist auch teilweise begründet.

Das Gericht hält sich für zuständig. Es handelt sich vorliegend um eine nichtvermö-

gensrechtliche Streitigkeit. Für die Festsetzung des Zuständigkeitsstreitwertes ge-

mäß § 3 ZPO ist dabei § 48 Abs. 2 GKG heranzuziehen. Der Streitwert ist unter Be-
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rücksichtigung aller Umstände des Einzelfalls, insbesondere des Umfangs und der 

Bedeutung der Sache und der Vermögens- und Einkommensverhältnisse der Partei-

en nach freiem Ermessen zu bestimmen. Dabei ist zunächst auf das Interesse des 

Klägers abzustellen, das ideeller Natur und kaum objektivierbar ist. Der Kläger hat 

sein Interesse und den Streitwert mit 4.000,-- € angegeben. Grundsätzlich ist nach 

Auffassung des Gerichts das Begehren des Klägers und seine entsprechende Fest-

setzung in nichtvermögensrechtlichen Streitigkeiten maßgeblich. Zwar können auch 

mögliche wirtschaftliche Folgen für die Parteien berücksichtigt werden. Nach Darstel-

lung der Beklagten würde eine Umstellung des Systems der Abrechnung bei ihr er-

hebliche Kosten verursachen. Diese sind allerdings zunächst überhaupt nicht zu be-

ziffern. Es gibt auch keine ausreichenden Anhaltspunkte, irgendeine Größenordnung 

in diesem Bereich anzunehmen. Es wäre auch fraglich, ob die tatsächlichen Kosten 

einer Umstellung maßgeblich für den Streitwert sein müssten. Denn da dieser für die 

Frage der Kosten bedeutsam ist, wäre eine solche von einem Kunden angestrengte 

Klage gegen die Beklagte kostenmäßig überhaupt nicht kalkulierbar und würde ein 

viel zu großes Risiko für den Kunden darstellen. Maßgeblich kann nach Auffassung 

des Gerichts deshalb lediglich sein, welche Auswirkungen sich für den einzelnen 

Nutzer ergeben. Das Gericht kann deshalb dem Beschluss vom 22.10.2003 in dem 

Verfahren 309 C 200/03 nicht folgen, in dem der Streitwert vorläufig auf 20.000,-- € 

festgesetzt wurde. Auch dies ist eine völlig willkürliche Fest-

setzung, die keinerlei Bezug zum Verfahrensgegenstand hat. Es muss deshalb man-

gels anderer Anhaltspunkte bei dem vom Kläger angegebenen Streitwert verbleiben, 

der dem Rechtsgedanken des § 52 Abs. 2 GKG entspricht. Darin ist für die Verfahren 

vor den Verwaltungsgerichten geregelt, dass ein Streitwert von 5.000,-- € anzuneh-

men ist, wenn der Sach- und Streitstand für die Bestimmung des Streitwerts keine 

genügenden Anhaltspunkte gibt.

Das Gericht ist auch in der Sache selbst zur Entscheidung berufen. Zwischen den 

Parteien besteht ein entsprechender Nutzungsvertrag, der die Beklagte verpflichtet, 

sich innerhalb der gesetzlichen Vorschriften zur Frage der Datenspeicherung und 

Datensicherung zu bewegen. Verstöße dagegen können im Rahmen des Vertrags-

rechts beanstandet und im Zivilrechtsweg unterbunden werden oder zu Schadenser-

satzansprüchen führen. Eine Bindung des erkennenden Gerichts an das Schreiben 

des Regierungspräsidiums Darmstadt als Aufsichtsbehörde im Rahmen des Tele-



8

dienstedatenschutzgesetzes vom 14.01.2003 ist mangels gesetzlicher Grundlage 

nicht gegeben.

Das Regierungspräsidium Darmstadt kommt in diesem Schreiben zu dem Ergebnis, 

dass die Speicherung der vergebenen dynamischen IP-Adresse durch die Beklagte 

über den Zeitraum der Nutzung hinaus nicht nur bis zur Abrechnung, sondern bis 

zum Ablauf der Einwendungsfrist gegen die Abrechnung zulässig ist. Zur Begrün-

dung wird ausgeführt, dass die Speicherung der IP-Adresse deshalb gerechtfertigt 

ist, damit die Beklagte im Zweifelsfall die kostenpflichtige Erbringung ihrer Leistung 

wirklich korrekt und durchsetzbar nachweisen kann. Bei sogenannten Flatratetarifen 

müsse bezüglich der Abrechnungszwecke berücksichtigt werden, dass Kunden auch 

innerhalb eines solchen Tarifs zeitabhängige Nutzungen wählen können. Schließlich 

könne mit der protokollierten IP-Adresse eine behauptete Leistungsstörung widerlegt 

bzw. der Umfang einer vorhandenen Leistungsstörung umrissen werden. Schließlich 

sei die Speicherung auch gemäß § 9 BDSG zur Gewährleistung der Datensicherheit 

erforderlich. 

Der hessische Datenschutzbeauftragte hat mitgeteilt, dass er sich mangels Zustän-

digkeit und mangels Kenntnis der tatsächlichen Verhältnisse der Beklagten nicht äu-

ßern könne. Er hält jedoch die Speicherung von dynamischen IP-Adressen nicht nur 

für Abrechnungszwecke, sondern auch für Datensicherheitszwecke für zulässig. Der 

Bundesbeauftragte für den Datenschutz hat mitgeteilt, dass die Speicherung von dy-

namischen IP-Adressen über das Ende der Verbindung hinaus nur erfolgen dürfe, 

soweit sie für Zwecke der Abrechnung erforderlich seien. Die IP-Adresse sei regel-

mäßig für die Abrechnung nicht erforderlich. Lediglich gemäß § 100 Abs. 1 TKG dür-

fe der Diensteanbieter Verkehrsdaten für einen Zeitraum von mehreren Tagen bis 

höchstens zwei Wochen zu Zwecken der Datensicherheit speichern. Ein vorsorgli-

ches Speichern von Verkehrsdaten aller Kunden zum Zwecke des Nachweises oder 

Verhinderung eines möglicherweise stattfindenden Missbrauches sei durch die Rege-

lung allerdings nicht erfasst und somit unzulässig.

Das erkennende Gericht hält die Speicherung dynamischer IP-Adressen für unzuläs-

sig, soweit sie nicht mehr für die Ermittlung der Abrechnungsdaten erforderlich sind. 

Die Speicherung der Verbindungsdaten wie Beginn und Ende sowie des Volumens 



9

der übertragenen Daten hält das Gericht allerdings bis zum Ablauf der Einwendungs-

frist gegen die Abrechnung für zulässig. 

Zwischen den Parteien ist unstreitig, dass die sogenannten dynamischen IP-

Adressen dazu führen können, das Nutzerverhalten im Internet transparent zu ma-

chen und mit weiteren Daten einen Personbezug herzustellen, so dass nachvollzo-

gen werden kann, welche Aktivitäten bestimmte Personen im Internet entfaltet ha-

ben. 

Zwischen den Parteien und auch in der einschlägigen Literatur ist streitig, ob die von 

der Beklagten angebotenen Dienste rechtlich unter den Anwendungsbereich des Te-

ledienstedatenschutzgesetzes fallen oder ob es sich dabei um Telekommunikations-

leistungen nach dem Telekommunikationsgesetz handelt. Der Beklagten ist zwar zu-

zugestehen, dass sie zahlreiche Dienste vorhält, die als Teledienste zu klassifizieren 

sind. Im Wesentlichen geht es aber im vorliegenden Fall um die Frage des bloßen 

Zugangs zum Internet, also die Unterhaltung einer funktionsfähigen Schnittstelle, um 

Daten für den Kunden in das Internet zu senden oder umgekehrt zu empfangen. Der 

Access-Provider bietet hierbei selbst keine Inhalte an. Diese Übertragung von Daten 

und die DSL-Verbindung bilden nach Auffassung des Gerichts einen Telekommuni-

kationsdienst nach § 3 Nr. 24 TKG und keinen Teledienst, da ohne die Aufbereitung 

und Ansehung von Inhalten Daten übertragen werden und sich die Leistung somit 

auf die Transportfunktion beschränkt (vgl. nur Schuster in Beck’scher TKG Kommen-

tar § 3 Rz. 21a; Schmitz MMR 2001, 150; Schmitz MMR 2003, Seite 213 mit weiteren 

Nachweisen).

Nach § 97 Abs. 3 TKG darf der Diensteanbieter zur ordnungsgemäßen Ermittlung 

und Abrechnung der Entgelte für Telekommunikationsdienste und zum Nachweis der

Richtigkeit derselben verschiedene personenbezogene Daten erheben und verwen-

den, die im einzelnen aufgelistet sind. Dazu gehören auch die dynamischen IP-

Adressen, über deren Personenbezogenheit mittlerweile kein Streit mehr besteht. 

Allerdings hat nach Abs. 3 der Diensteanbieter nach Beendigung der Verbindung aus 

den Verkehrsdaten unverzüglich die für die Berechnung des Entgelts erforderlichen 

Daten zu ermitteln. Nicht erforderliche Daten sind unverzüglich zu löschen. Weiter-

gehend darf der Diensteanbieter gemäß § 100 Abs. 3 TKG bei Vorliegen zu doku-

mentierender tatsächlicher Anhaltspunkte die Bestandsdaten und Verkehrsdaten er-
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heben und verwenden, die zum Aufdecken sowie Unterbinden von Leistungser-

schleichungen und sonstigen rechtswidrigen Inanspruchnahmen der Telekommuni-

kationsnetze erforderlich sind. Auf diese Ausnahme nimmt der Bundesdatenschutz-

beauftragte Bezug, wenn er in seiner Stellungnahme auf Seite 3 ausführt, dass diese 

Regelung eine Speicherung für einen Zeitraum von mehreren Tagen bis höchstens 

zwei Wochen zum Zwecke der Datensicherheit erlaubt. Ein solcher Ausnahmefall ist 

vorliegend aber nicht gegeben. Es geht im vorliegenden Rechtsstreit lediglich um die 

Frage, ob die Beklagte generell die dynamischen IP-Adressen speichern darf.

Die Beklagte hat eingeräumt, dass die Ermittlung der Abrechnungsdaten nicht erst im 

Zeitpunkt der Erstellung der Abrechnung erfolgt, sondern bereits einige Tage, nach-

dem die Nutzungsdaten angefallen sind. Sie hat ausgeführt, und das erscheint für 

das Gericht auch nachvollziehbar, dass der sogenannte Radius-Server der Deut-

schen Telekom AG die gesamten Verkehrsdaten in regelmäßigen Intervallen, bis zu 

mehreren Tagen, an die Beklagte übermittelt, die dann mittels ihres Abrechnungssys-

tems und der darin gespeicherten Tarifierungsmerkmale die Abrechnungsdaten er-

mittelt. Ab diesem Zeitpunkt ist die dynamische IP-Adresse nicht mehr zur Ermittlung 

der Abrechnungsdaten erforderlich. Die Beklagte beruft sich darauf, dass die 

IP-Adresse allerdings erforderlich sei, um bei Abrechnungsschwierigkeiten den 

Nachweis der Nutzung durch den Kunden zu ermöglichen bzw. feststellen zu kön-

nen, woher die Leistungsinanspruchnahme erfolgt ist. In diesem Fall geht es der Be-

klagten also nicht darum, die IP-Adresse zur Ermittlung der Abrechnungsdaten, son-

dern zum Nachweis der Richtigkeit der Abrechnung zu benutzen. Dieser Auffassung 

steht der klare Wortlaut des § 97 Abs. 3 TKG entgegen. Damit hat der Gesetzgeber 

eindeutig zum Ausdruck gebracht, dass nur die zur Abrechnung unerlässlichen Daten 

gespeichert werden sollen. Dies beruht auf der hohen Senibilität von Telekommuni-

kationsnutzungsdaten. Die Speicherung von Nutzungsdaten kann daher nicht damit 

gerechtfertigt werden, dass die Nutzung des Dienstes im Streitfall mit den gespei-

cherten Daten plausibel gemacht oder nachgewiesen werden kann. Mit diesem Ar-

gument wäre auch etwa die Speicherung der einzelnen Internetseiten, die der Nutzer 

aufruft, zulässig. Auch damit könnte nämlich im Einzelfall nachgewiesen werden, 

dass ein Nutzer den Dienst benutzt hat. Selbst eine Speicherung von Inhaltsdaten 

könnte mit diesem Argument gerechtfertigt werden. 
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Dieses weitgehende Verbot der Datenspeicherung zu Beweiszwecken ist der Beklag-

ten auch zumutbar. Wenn sie ihre Forderung gegen den Kunden einklagt, trifft sie 

keine Beweislast bezüglich der Daten, die sie nicht erfassen durfte oder löschen 

musste. Entsprechend § 16 Abs. 2 der Telekommunikationskundenschutzverordnung 

trifft den Anbieter keine Nachweispflicht für Einzelverbindungen, die aufgrund rechtli-

cher Verpflichtung gelöscht wurden. Bestreitet ein Kunde der Beklagten, dass die 

Forderung berechtigt sei, so ist die Vorlage der IP-Adresse nicht erforderlich. Die Be-

klagte muss lediglich nachweisen, dass ein Vertrag besteht, das Abrechnungssystem 

ordnungsgemäß funktioniert und damit nur solche Nutzungsvorgänge abgerechnet 

werden, die unter Verwendung der Kennung und Geheimzahl stattgefunden haben. 

Erbringt die Beklagte diese Nachweise, spricht der Beweis des ersten Anscheins für 

die Richtigkeit ihrer Entgeltforderung. Wenn der Kunde geltend macht, seine Ken-

nung und Geheimzahl seien in von ihm nicht zu vertretendem Umfang benutzt wor-

den, so trägt er die Beweislast (§ 16 Abs. 3 Satz 3 TKV analog). Auch dem Kunden 

ist die Beweislastverteilung zuzumuten. Er hat es in der Hand, Kennung und Pass-

wort geheim zu halten. Er kann sich auch durch eine technische Prüfung der Anlagen 

der Beklagten versichern, dass diese korrekt abrechnet.

Der erkennende Richter weist darauf hin, dass das Amtsgericht Darmstadt seit meh-

reren Jahren für Rückforderungsansprüche gegen die Beklagte aufgrund von Ab-

rechnungsstreitfragen zuständig ist. Es handelt sich häufig um Fragestellungen, bei 

denen ein Tarifwechsel nicht funktioniert hat und erhebliche minutentaktabhängige 

Gebühren durch die Beklagte in Rechnung gestellt wurden. Zum Nachweis der Rich-

tigkeit der in Rechnung gestellten Gebühren wurden bisher in keinem Fall IP-

Adressen vorgelegt, vielmehr ging es ausschließlich um Einzelverbindungsnachwei-

se. 

Aber auch wenn man davon ausgeht, dass die Beklagte einen Teledienst betreibt, 

gilt gemäß § 6 Teledienstedatenschutzgesetz nichts anderes. § 6 Abs. 1 TDDSG be-

stimmt, dass der Diensteanbieter personenbezogene Daten eines Nutzers ohne des-

sen Einwilligung nur erheben, verarbeiten oder nutzen darf, soweit dies erforderlich 

ist, um die Inanspruchnahme von Telediensten zu ermöglichen und abzurechnen. 

Solche Nutzungsdaten dürfen nach § 6 Abs. 4 TDDSG nur gespeichert werden, so-

weit sie für Zwecke der Abrechnung mit dem Nutzer erforderlich sind. Auch für § 6 

Abs. 4 TDDSG gilt, dass darin lediglich die Speicherung für die Zwecke der Abrech-
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nung, also für die Erstellung der Abrechnung als solche, nicht aber für die Durch-

setzbarkeit oder Beweisbarkeit der Richtigkeit der Abrechnung zugelassen ist. An-

sonsten gilt das gleiche wie zu § 97 Abs. 3 TKG. Auch in § 6 Abs. 8 TDDSG besteht 

die Möglichkeit, Nutzungsdaten allgemein länger zu speichern. Dies setzt aber zu 

dokumentierende tatsächliche Anhaltspunkte voraus, dass Dienste von bestimmten 

Nutzern in der Absicht in Anspruch genommen werden, das Entgelt nicht oder nicht 

vollständig zu entrichten. Auch dieser Sonderfall ist vorliegend nicht gegeben.

Das Gericht weist darauf hin, dass die Sicherheit des Internets, die Verfolgung von 

schwerwiegenden Straftaten und gegebenenfalls auch die Verfolgung urheberrechtli-

cher oder zivilrechtlicher Ansprüche die Speicherung von dynamischen IP-Adressen 

sinnvoll oder auch erforderlich erscheinen lassen. Dies hat der Kläger selbst einge-

räumt. Dennoch sieht das Gericht im Rahmen des geltenden Rechts keine Möglich-

keit der Beklagten, IP-Adressen ohne konkreten Bezug auf einen Missbrauch zu 

speichern (vgl. ebenso Schmitz MMR 2003, Seite 213, Heidrich DUD 2003, Seite 

237; Dix DUD 2003, Seite 234; Breyer DUD 2003, Seite 491).

Etwas anderes folgt auch nicht aus § 9 BDSG. Die Beklagte beruft sich, insoweit vom 

Regierungspräsidium Darmstadt gebilligt, darauf, dass die Speicherung der IP-

Adresse als Maßnahme zur Gewährleistung der Datensicherheit gemäß § 9 BDSG 

zulässig sei. § 9 BDSG bleibt gemäß § 1 Abs. 2 TDSG unberührt. 

Das Gericht ist ebenfalls der Auffassung, dass § 9 BDSG neben dem Telekommuni-

kationsdatenschutz eingreifen kann. Danach ist die Beklagte verpflichtet, technische 

und organisatorische Maßnahmen zur Gewährleistung des Datenschutzes zu treffen, 

wobei es keine allgemeingültigen Regeln über die Anforderungen an bestimmte Da-

tenverarbeiter gibt. Gemäß § 9 Satz 2 BDSG soll der Aufwand in einem angemesse-

nen Verhältnis zum Schutzzweck stehen. Das Verhältnismäßigkeitsprinzip betrifft 

aber nur die Seite der technischen und organisatorischen Sicherung selbst. Die Fest-

legung der einzelnen Maßnahme hat sich an den Bezugsgrößen des Schutzzwecks 

und des Aufwands zu orientieren. Die Schutzkriterien müssen an der Schutzbedürf-

tigkeit der einzelnen gespeicherten Daten ausgerichtet werden.

Allerdings ist das Gericht nicht der Auffassung, dass die Speicherung der IP-

Adressen im Rahmen des Sicherheitskonzepts durch die Beklagte zur Erfüllung die-
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ser Anforderungen geeignet und erforderlich ist. Es mag durchaus sein, dass eine 

effektive Zugriffskontrolle zwingend voraussetzt, dass die Information darüber ver-

fügbar ist, wem die fragliche IP-Adresse zum konkreten Zeitpunkt zugeteilt war. Auch 

mag die Vielzahl der möglichen Angriffe auf ihr System einen entsprechenden Schutz 

erfordern. Dennoch ist damit der Anwendungsbereich des § 9 BDSG deutlich über-

schritten. Denn man würde den Zweck der Vorschrift, die bei einer Stelle gespeicher-

ten personenbezogenen Daten vor unberechtigten Zugriffen zu schützen, genau in 

sein Gegenteil verkehren, wenn man daraus die Befugnis zur Speicherung weiterer 

personenbezogener Daten über die Kunden der Beklagten ableiten wollte. Eine sol-

che Mehrspeicherung würde nämlich noch weitere Daten über den Betroffenen der 

Gefahr missbräuchlicher Zugriffe aussetzen. Nach dem Grundsatz der Datenspar-

samkeit (§ 3a BDSG) stellt den besten Schutz vor missbräuchlichen Zugriffen auf 

persönliche Daten dar, diese erst gar nicht zu speichern. Dann ist es auch überflüs-

sig, Vorkehrungen zu ihrem Schutz zu treffen, wobei die Ausführungen der Beklagten 

zur Größe des Personenkreises, der Zugriff auf die gespeicherten IP-Adressen hat, 

mehr als dürftig gewesen sind.

Die Klage war allerdings abzuweisen, soweit der Kläger darüber hinaus begehrt, 

dass auch sämtliche Abrechnungsdaten wie Beginn und Ende der Nutzung und Vo-

lumen der Datenmengen nicht gespeichert werden dürften bzw. gelöscht werden 

müssten. Dem Kläger ist zwar zuzugestehen, dass grundsätzlich bei einer pauscha-

len Flatrate einzelne Verbindungsdaten nicht notwendig sind, da pauschal abgerech-

net wird. Die Beklagte hat aber detailliert dargelegt, wie viele Möglichkeiten auch in-

nerhalb eines Flatratetarifs bestehen, entgeltpflichtige Nutzungen durchzuführen. 

Dem erkennenden Richter sind aus einer Vielzahl von Fällen zahlreiche Fallgestal-

tungen bekannt, in denen sich später ein Streit über die Frage der Art der Abrech-

nung entzündet hat, ohne dass eindeutig ein Verschulden der Beklagten bei der Ta-

rifwahl zu erkennen war. Bei solchen Daten handelt es sich eindeutig um Abrech-

nungsdaten, die gespeichert werden dürfen, ohne dass es darauf ankommt, welcher 

konkrete Tarif von dem Kunden gewählt wurde.

Angesichts des Teilunterliegens des Klägers und der Bewertung der unterschiedli-

chen Anträge hält es das Gericht für sinnvoll, die Kosten gemäß § 92 ZPO gegen-



einander aufzuheben. Die Entscheidung zur vorläufigen Vollstreckbarkeit beruht auf 

§ 709 ZPO.

Kirchhoff 

Richter am Amtsgericht


